Die Einordnung des Gemeinschaftsrechts im Gesamtsystem des Rechts

· Eigenständigkeit der Gemeinschaftsrechtsordnung
Durch die Gründung der Gemeinschaften haben die Mitgliedstaaten ihre Gesetzgebungshoheit beschränkt und eine eigenständige Rechtsordnung geschaffen, die für ihre Angehörigen und sie selbst verbindlich ist, und von ihren Gerichten anzuwenden ist.

Beispiel: Feststellungen des EuGH zu „Costa/ENEL“ 1964.

Nur durch die Eigenständigkeit der Gemeinschaftsrechtsordnung ist die einheitliche Geltung des Gemeinschaftsrechts in allen Mitgliedstaaten gewährleistet, und nur durch die Eigenständigkeit der Gemeinschaftsrechtsordnung  kann die Aushöhlung des Gemeinschaftsrechts durch nationales Recht verhindert werden.

Gemeinschaftsrechtliche Begriffe werden deshalb nach den Erfordernissen des Gemeinschaftsrechts und den Zielen der Gemeinschaft bestimmt, da die gemeinschaftsrechtlich garantierten Rechte in Gefahr wären, wenn jeder Mitgliedstaat über die Festlegung der Begriffsinhalte den Anwendungsbereich der gemeinschaftsrechtlich garantierten Freiheiten selbst bestimmen könnte.

(Bsp: Arbeitnehmer)

Prüfungsmaßstab für die Gemeinschaftsrechtsakte ist ausschließlich das Gemeinschaftsrecht selbst.

Obwohl das Gemeinschaftsrecht eine eigenständige Rechtsordnung darstellt, kann es nur dann lebendiges Recht werden, wenn es in die Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten aufgenommen wird. Die Gemeinschaftsrechtsordnung und die nationalen Rechtsordnungen sind ineinander verzahnt und aufeinander angewiesen.

· Zusammenwirken von Gemeinschaftsrecht und nationalem Recht
Artikel 10 EG-Vertrag:

„Die Mitgliedstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen allgemeiner und besonderer Art zur Erfüllung der Verpflichtungen, die sich aus diesem Vertrag oder aus Handlungen der Organe der Gemeinschaft ergeben. Sie erleichtern dieser die Erfüllung ihrer Aufgabe. Sie unterlassen alle Maßnahmen, welche die Verwirklichung der Ziele dieses Vertrages gefährden könnten."

Dieser allgemeine Grundsatz wurde in dem Bewusstsein formuliert, dass die Gemeinschaftsrechtsordnung allein nicht in der Lage ist, die mit der Gründung der EG verfolgten Ziele zu verwirklichen. Die Gemeinschaftsrechtsordnung bildet kein in sich geschlossenes System, sondern es bedarf zu ihrer Durchführung des Unterbaus nationaler Rechtsordnungen. Deshalb müssen alle staatlichen Organe- Gesetzgebung. Regierung (inkl Verwaltung), Gerichtsbarkeit- erkennen, dass die Mitgliedstaaten und Gemeinschaftseinrichtungen zur Verwirklichung ihrer Ziele als untrennbar Ganzes solidarisch zusammengehören. Somit ist die EG keine Interessensgemeinschaft, sondern vor allem eine Solidargemeinschaft.

Daraus folgt, dass die Gemeinschaftsverträge und die zu ihrer Durchführung von Gemeinschaftsorganen erlassenen Rechtsvorschriften von den Behörden der Mitgliedstaaten durchgeführt werden müssen.

Dieses Zusammenwirken des Gemeinschaftsrechts und des nationalen Rechts kann anhand einiger Beispiele verdeutlicht werden:

· Beim System der Richtlinie ist nur das zu erreichende Ergebnis für die Mitgliedstaaten in einer verbindlichen Form festgelegt, wobei es dem nationalen recht überlassen bleibt, in welcher Form und mit welchen Mitteln das Ziel erreicht wird.

· Im Bereich der Gerichtsbarkeiten wird eine enge Verbindung durch das Vorabentscheidungsverfahren nach Art 234 EG- Vertag hergestellt. In diesem Verfahren können die nationalen Gerichte dem EuGH Fragen zur Auslegung und Gültigkeit des Gemeinschaftsrechts zur Vorabentscheidung vorlegen, die in den bei ihnen anhängigen Verfahren entscheidungserheblich sein können.

· Die gegenseitige Abhängigkeit der Gemeinschaftsrechtsordnung und der nationalen Rechtsordnungen zeigt sich auch dann, wenn es darum geht, Lücken in der Gemeinschaftsrechtsordnung zu schließen. Das Gemeinschaftsrecht verweist zur Vervollständigung eigener Regeln auf die jeweils bereits in den mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen bestehenden rechtlichen Regelungen.

· Beim Vollzug von Gemeinschaftsrecht gehen die nationalen Behörden nach den Bestimmungen des nationalen Rechts vor, sofern das Gemeinschaftsrecht keine eigenen Regeln betreffend den Vollzug des Gemeinschaftsrechts aufstellt.

· Kollision zwischen Gemeinschaftsrecht und nationalem Recht
Von Kollision spricht man, wenn sich die nationalen Rechtsordnungen und die Gemeinschaftsrechtsordnung „feindlich“ gegenüberstehen. Eine solche Situation tritt auf, wenn eine Bestimmung des Gemeinschaftsrechts für die Gemeinschaftsbürger unmittelbare Rechte und Pflichten begründet und inhaltlich mit einer Norm des nationalen Rechts im Widerspruch steht. Hinter diesem Problem stehen zwei Grundsatzfragen: 

· die unmittelbare Anwendbarkeit des Gemeinschaftsrechts

· der Vorrang des Gemeinschaftsrechts vor entgegenstehendem nationalem Recht
· Die unmittelbare Anwendbarkeit des Gemeinschaftsrechts
Die unmittelbare Anwendbarkeit des Gemeinschaftsrechts besagt, dass das Gemeinschaftsrecht neben den Gemeinschaftsorganen und den Mitgliedstaaten auch den Gemeinschaftsbürgern unmittelbare Rechte verleiht und Pflichten auferlegt.

Der EuGH hat sich gegen den anfänglichen Widerstand einiger Mitgliedstaaten für die unmittelbare Anwendbarkeit der Vorschriften des Gemeinschaftsrechts durchgesetzt, wobei hier Ausgangspunkt seiner Rechtsprechung der Fall des niederländischen Transportunternehmens „Van Gend & Loos“ war, bei dem sich der EuGH gegen den Rat zahlreicher Regierungen und seines Generalanwaltes unter Berufung auf die Natur und die Zweckbestimmung der Gemeinschaft grundsätzlich für die unmittelbare Anwendbarkeit der Vorschriften des Gemeinschaftsrechts aussprach. Zur Begründung führte der EuGH aus,

„dass die Gemeinschaft eine neue Rechtsordnung darstellt…, eine Rechtsordnung, deren Rechtssubjekte nicht nur die Mitgliedstaaten, sondern auch die einzelnen sind. Das von der Gesetzgebung der Mitgliedstaaten unabhängige Gemeinschaftsrecht soll daher den einzelnen, ebenso wie es ihnen Pflichten auferlegt, auch Rechte verleihen. Solche Rechte entstehen nicht nur, wenn der Vertrag dies ausdrücklich bestimmt, sondern auch aufgrund von eindeutigen Verpflichtungen, die der Vertrag den einzelnen wie auch den Mitgliedstaaten und den Organen der Gemeinschaft auferlegt.“

Offen bleibt hier, welche Vorschriften des Gemeinschaftsrechts unmittelbar anwendbar sind. Im Hinblick auf die Vorschriften des primären Gemeinschaftsrechts  hat der EuGH festgestellt, dass alle Normen der Gründungsverträge für den einzelnen unmittelbar anwendbar sein können, die

1. unbedingt formuliert

2. in sich vollständig und rechtlich vollkommen sind und deshalb

3. zu ihrer Erfüllung oder Wirksamkeit keiner weiteren Handlungen der Mitgliedstaaten oder der Gemeinschaftsorgane bdürfen.

Im Zuge der Rechtsprechung im Fall Van Gend & Loos hat der EuGH die unmittelbare Anwendbarkeit in der Folgezeit auch für weitere Vertragsvorschriften anerkannt, wobei die Urteile hervorzuheben sind, in denen es um die unmittelbare Anwendung der Freizügigkeit (Art 39 EG-Vertrag),

der Niederlassungsfreiheit (Art 43 EG-Vertrag) und der Dienstleistungsfreiheit (Art 49 EG-Vertrag) ging, Da sie für die Gemeinschaftsbürger von weit größerer Bedeutung sind als der vormalige Artikel 12 EWG-Vertrag ( jetzt Art 25 EG-Vertrag; verbietet den Mitgliedstaaten ausdrücklich die Einführung neuer und  die Erhöhung bestehender Zölle im Gemeinsamen Markt).

Von großer praktischer Bedeutung ist auch die Anerkennung der unmittelbaren Anwendbarkeit des –freien Warenverkehrs (Art 28 EG-Vertrag)

· des Grundsatzes der Lohngleichheit für Männer und Frauen (Art 141 EG-Vertrag)

· das allgemeine Diskriminierungsverbot (Art 12 EG-Vertrag)

· die Wettbewerbsfreiheit (Art 81 EG-Vertrag)

Im Bereich des Sekundärrechts stellt sich die Frage der unmittelbaren Anwendbarkeit nur im Hinblick auf die Richtlinien (EGKS-Empfehlung) und auf die an die Mitgliedstaaten gerichteten Entscheidungen, da diese Wirkung im Hinblick auf die Verordnungen (allgemeine EGKS-Entscheidungen) und die an einzelne gerichteten Entscheidungen (individuelle EGKS-Entscheidungen) bereits unmittelbar aus den Gemeinschaftsverträgen folgt ( art 249 Abs 2 und 4 EG-Vertrag, Art 14 EGKS-Vertrag). Seit dem Jahr 1970 hat der EuGH die Grundsätze über die unmittelbare Anwendbarkeit des primären Gemeinschaftsrechts auch auf die Richtlinien und die an die Mitgliedstaaten gerichteten Entscheidungen ausgedehnt.

Die Direktwirkung des Gemeinschaftsrechts verbessert die Stellung des Einzelnen, indem sie die Freiheiten des Gemeinsamen Marktes zu Rechten ausgestaltet, die er vor den nationalen Gerichten durchsetzen kann. Die unmittelbare Anwendbarkeit des Gemeinschaftsrechts wird damit gleichsam zu einer der Säulen der Gemeinschaftsrechtsordnung.

· Der Vorrang des Gemeinschaftsrechts

Wenn eine Vorschrift des Gemeinschaftsrechts für die Gemeinschaftsbürger unmittelbare Rechte und Pflichten begründet, inhaltlich jedoch im Widerspruch zu einer Norm des nationalen Rechts steht, ist dieser Konflikt nur dann lösbar, wenn eine der beiden Rechtsordnungen zurücktritt.

Obwohl das geschriebene Gemeinschaftsrecht keine ausdrückliche Regelung darüber enthält, dass das Gemeinschaftsrecht nationales Recht bricht oder dass es nationalem Recht nachsteht, lässt sich die Kollision nur dahingehend lösen, dass dem Gemeinschaftsrecht der Vorrang vor dem nationalen Recht eingeräumt wird und es damit alle nationalen Vorschriften, die von einer Gemeinschaftsvorschrift abweichen, verdrängt und deren Platz in den nationalen Rechtordnungen einnimmt. Ansonsten könnten die gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften durch jedes beliebige innerstaatliche Gesetz aufgehoben werden, und es wäre nicht mehr die Rede von einer einheitlichen und gleichmäßigen Geltung des Gemeinschaftsrechts in allen Mitgliedstaaten.

Das Völkerrecht hingegen wird erst durch den Akt der Inkorporation oder Transformation Bestandteil der staatlichen Rechtsordnungen, weshalb sich die Frage des Vorrangs nach den Regeln des staatlichen Rechts entscheidet.

Wieder war es der EuGH, der gegen den Widerstand einiger Mitgliedstaaten, neben der unmittelbaren Anwendbarkeit den Grundsatz des Vorrangs des Gemeinschaftsrechts als zweite Säule errichtet, die diese Rechtsordnung letztlich zu einem tragfähigen Gebilde werden ließ.

Auch hat der EuGH den Grundsatz des Vorrangs auch für das Verhältnis zwischen Gemeinschaftsrecht und innerstaatlichem Verfassungsrecht bestätigt.

Mitwirkungsrechte der Länder und Gemeinden in Angelegenheiten der europäischen Integration

Integrationskonferenz der Länder (IKL)  LGBl 1992/29

Aufgaben: (Art 1)

-gemeinsame Länderinteressen in Angelegenheiten der europäischen                    Integration wahrzunehmen 

-wichtige integrationspolitische Fragen zu beantworten.

Mitglieder: (Art 2)

· Landeshauptmänner und Landtagspräsidenten

· Präsidium des Bundesrates ist zur Teilnahme an den Sitzungen berechtigt

Beschlussfassung: (Art 3)

· ein Beschluss kommt zustande, wenn mind. 5 Länder zustimmen und kein Land eine Gegenstimme erhebt

Einheitliche Stellungnahmen der Länder (Art 4)

    -
Stellungnahmen der IKL zu Vorhaben der europäischen Integration in Angelegenheiten, die in Gesetzgebung Landessache sind, gelten als einheitliche Stellungnahme der Länder, die den Bund bei zwischenstaatlichen Verhandlungen und Abstimmungen binden.

Ständiger Integrationsausschuss der Länder – (SIL) (Art 7) 

Der SIL hat in Angelegenheiten der europäischen Integration

· die IKL zu beraten

· Entscheidungen für die IKL vorzubereiten

· Im Rahmen der von der IKL erteilten Ermächtigung zu handeln

 BGBl. 1992/775.

Informationspflicht des Bundes

Der Bund unterrichtet die Länder unverzüglich im Wege der Verbindungsstelle der Bundesländer über alle Vorhaben im Rahmen der europäischen Integration, die den selbständigen Wirkungsbereich der Länder berühren oder sonst für sie von Interesse sein könnten. Gleiches gilt für die Gemeinden

